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Namensgleichheit zwischen Urkundsperson und Signaturinhaber
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Problembeschreibung bei Erfassung
KDRS betreibt in Kooperation mit 2 weiteren kommunalen Gebietsrechenzentren sämtliche elektronischen Personenstandsregister (ePR) in Baden-Württemberg für 10,6 Mio. Einwohner.
Entsprechende Meldungen mehrerer Standesämter, u. a. auch der Landeshauptstadt Stuttgart, veranlassen uns nunmehr, folgenden Änderungsantrag für die XPSR-Schnittstelle zu stellen:
Unsere Standesämter stellen in der standesamtlichen Praxis immer wieder fest, dass es bei der Beurkundung von Erst- und Folgebeurkundungen im ePR seit 2010 unverändert möglich ist, im Fachverfahren den Namen einer Urkundsperson einzugeben, der anders lautet als der Name des Inhabers der verwenden Signaturkarte. Nach Verfügen solcher Beurkundungen im ePR werden in diesen Fällen verschiedene beteiligte Standesbeamte im Registereintrag geführt:
1. In der Visualisierung des Registereintrags wird der Name gespeichert, der im Fachverfahren eingegeben wurde (=‘Urkundsperson‘ gem. Anlage 1 PStV, Feld Nr. 0052)
2. In der Signaturinformation (s. § 9 Abs. 2 PStV) ist hingegen gespeichert, mit wessen Signaturkarte der Registereintrag tatsächlich verfügt wurde (=‘Signaturschlüsselinhaber‘ gem. § 2 Abs. 1 Ziff. 4 SigG).
Folgen dieser Situation:
· Sollten beglaubigte Registerauszüge gedruckt und ausgehändigt werden, suggeriert der Name der Urkundsperson auf dem Register-Ausdruck eine andere verantwortliche Person als die durch Verwendung der Signaturkarte tatsächlich (personenstands-)rechtlich handelnde – dieser Zustand ist m. E. nur bei der Beurkundungen von Nacherfassungen von Altregistern in ePR unbedenklich.
· Erschwerend kommt hinzu, dass wir seit Jahren beobachten, dass insbesondere in kleineren Kommunen zahlreiche Standesämter (vermutlich aus Kostengründen) je Standesamt mit lediglich EINER (!) Signaturkarte ausgestattet werden. Faktisch teilen sich in diesen Fällen mehrere Standesbeamte ein und dieselbe Signaturkarte für die jeweiligen standesamtlichen Beurkundungstätigkeiten.
 
Rechtliche Würdigung:
· Die Verhinderung der oben beschriebene Verwendung unterschiedlicher Namen für Urkundsperson und Signaturschlüsselinhaber bei Erst- und Folgebeurkundungen kann weder durch das Fachverfahren noch die Betreiberseite erfolgen – sondern vielmehr ausschließlich über die XPSR-Schnittstelle.
· XPSR erlaubt derzeit, dass bei Erst- und Folgebeurkundungen in elektronischen Personenstandsregistern in der Visualisierung der Registereinträge (Feld 0052 der Anlage 1 PStV) sowie den Signaturinformationen (s. § 9 Abs. 2 PStV) jeweils unterschiedliche Urkundspersonen gespeichert werden.
· Die Verwendung fremder Signaturkarten bei der Verfügung von Personenstandseinträgen kann regelhaft den Tatbestand der Falschbeurkundung im Amt gem. § 348 StGB darstellen.
· XPSR verhindert derzeit nicht die Verwendung fremder Signaturkarten beim Verfügen von Erst- und Folgebeurkundungen in ePR.
Lösungsvorschlag bei Erfassung
Wir beantragen daher eine Änderung der XPSR-Schnittstelle wie folgt:
· Der Prozess in XPSR soll künftig ermöglichen, dass vor dem Verfügen von Erst- und Folgebeurkundungen in das elektronische Personenstandsregister der Name der Urkundsperson (Anlage 1 PStV, Feld Nr. 0052) mit dem Signaturschlüsselinhaber (gem. § 2 Abs. 1 Ziff. 4 SigG) abgeglichen und bei Nicht-Übereinstimmung abgewiesen wird.
· Selbstverständlich sollen diese Restriktionen bei Nacherfassungen in ePR (s. § 69 PStV) nicht zur Anwendung kommen.
Bearbeitungsschritte
Bearbeitet durch: EG XPSR	2017-09-14
Die Diskussion im EG ergab, dass sich die Verantwortlichen der Rechtswidrigkeit ihres Handelns in der Regel bewusst sind.
Technisch ist der Vergleich von Urkundsperson und Signaturkarteninhaber nicht trivial, da die technische Repräsentation des Namens in der Signaturkarte durchaus von der Darstellung des Namens der Urkundsperson abweichen kann. 
Das EG stellt fest, dass ein Missbrauch von Signaturkarten in der beschriebenen Weise durch XPSR nicht verhindert werden kann. Im Gegenteil würde es vermutlich dazu führen, dass auch der Name der Urkundsperson gefälscht wird und die Tat damit effektiv verschleiert würde.
Das EG spricht sich dafür aus, alle Verantwortlichen durch wiederholte Anordnungen seitens der Länder für die eindeutige Rechtslage zu sensibilisieren.
Die Notwendigkeit einer Änderung in XPSR wird somit nicht bestätigt, der CR wird verworfen.
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